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I 0249/2020 (BJD) 
Interpellation Christof Schauwecker (Grüne, Solothurn): Tempo 30 auf Kantons-

strassen (15.12.2020)  

 
In zahlreichen Solothurner Gemeinden wurden auf Quartierstrassen Tempo 30-Zonen einge-
richtet. Durch Tempo 30 werden die Quartiere attraktiver, sicherer und ruhiger. Tempo 30 
reduziert nachhaltig den Strassenlärm und verbessert den Verkehrsfluss. Das ist in Fachkreisen 
schweizweit seit Langem unbestritten. In anderen Kantonen wurden auch Kantonsstrassen-
Abschnitte in Tempo 30-Zonen integriert (z.B. BS, BE, ZH) oder separat als Tempo 30-Strecken 
mit der Höchstgeschwindigkeit Tempo 30 signalisiert (BE, GR, LU, ZG).  
Diverse Gemeinden haben in letzter Zeit im Rahmen von Lärmsanierungsprojekten die Ab-
sicht geäussert, einen Teil von Kantonsstrassen in eine Tempo 30-Strecke umzuwandeln (Ro-
dersdorf, Rüttenen, Walterswil). Zu allen diesen Begehren hat sich die Regierung stets negativ 
positioniert. Dabei hat das Bundesgericht schon mehrfach zugunsten von Tempo 30 auf Kan-
tonsstrassen entschieden. So schreibt es im BGE_1C_17/2010: «Ausnahmsweise und bei beson-
deren örtlichen Gegebenheiten kann aber auch ein Hauptstrassenabschnitt in eine Tempo 30-
Zone einbezogen werden, namentlich in einem Ortszentrum oder in einem Altstadtgebiet» 
und im BGE 1C_589/2014 (Grabenstrasse) Zug bestätigte es, dass Tempo 30 als Lärmschutz-
massnahmen zulässig, verhältnismässig und allenfalls geboten ist. Kürzlich hat das Verwal-
tungsgericht des Kantons Solothurn im Fall des Lärmsanierungsprojekts Rüttenen aufgrund 
einer Beschwerde der VCS Sektion Solothurn entschieden, dass das Projekt nicht umsetzbar 
und die Einführung von Tempo 30 zu prüfen sei. 
In der Medienmitteilung vom 10. November 2020 betreffend dem Revisionspaket zum Stras-
senverkehrsrecht spricht die Beratungsstelle für Unfallverhütung (BFU) von einem notwendi-
gen Paradigmenwechsel in der Verkehrsplanung: der Fokus dürfe nicht mehr ausschliesslich 
auf siedlungsorientierten Strassen liegen, vielmehr müssen auch Hauptverkehrsachsen einbe-
zogen werden. Denn auf verkehrsorientierten Strassen sei das Rettungspotential (Vermei-
dung/Reduktion von Unfällen) grösser als auf siedlungsorientierten Strassen. Weiter bietet die 
laufende Revision des Strassenverkehrsrechts aus Sicht der BFU die Gelegenheit, die Bestim-
mungen zur Einführung von Tempo 30-Anordnungen zu vereinfachen, und so das Verkehrssi-
cherheitsdefizit in Städten und Dörfern nachhaltig anzugehen. 
 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fra-
gen: 
1. Stellt eine Gemeinde beim Kanton ein Gesuch für eine Tempo 30-Strecke auf einem Kan-

tonsstrassenabschnitt innerorts, welche Schritte durchläuft dieses Gesuch innerhalb der 
Verwaltung? Wurden bereits solche Gesuche von Gemeinden gestellt? Wenn ja, welche 
Gemeinden? 

2. Mit welchen Begründungen wurden bisherige Begehren von Gemeinden abgelehnt und 
welche Möglichkeiten haben die Gemeinden, um sich für ihr Anliegen zu wehren? 

3. Welche Konsequenzen hat das Urteil im Fall des Lärmsanierungsprojekts Rüttenen auf die 
zukünftige Beurteilung von Tempo 30-Strecken auf Hauptstrassen im Kantonsgebiet? 

4. Wie stellt sich der Regierungsrat zu den vom Bundesgericht bestätigten Vorteilen von 
Tempo 30-Strecken auf Kantonsstrassen innerorts? 

5. Gibt es Projekte im Kanton Solothurn, in welchen ein Hauptstrassenabschnitt in eine Tem-
po 30-Zone der Gemeinde integriert wurde oder werden soll? 



6. Wie stellt sich der Regierungsrat zur Integration von Hauptstrassenabschnitten in eine 
Tempo 30-Zone innerhalb der Gemeinde? 

7. Wie beurteilt der Regierungsrat den Sicherheitsgewinn durch Geschwindigkeitsreduktion 
auf Kantonsstrassen, welcher sich durch Tempo 30-Zonen resp. Tempo 30-Strecken er-
gibt/ergeben kann, insbesondere in Mischzonen (MIV, strassengebundener ÖV, Zweirad-
verkehr), in welchen die Platzverhältnisse keine zusätzlichen, separaten Velostreifen zulas-
sen? 

8. Wie gedenkt der Regierungsrat den in der BFU-Stellungnahme vom 10. November 2020 
geforderten Paradigmawechsel zur Steigerung der Verkehrssicherheit auf Hauptverkehrs-
achsen umzusetzen? 

9. Wie stellt sich der Regierungsrat zur beabsichtigten Vereinfachung der Bestimmungen zur 
Einführung von Tempo 30-Anordnungen, um das Verkehrssicherheitsdefizit in Städten und 
Dörfern nachhaltig anzugehen?  

 
Begründung 15.12.2020: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Christof Schauwecker, 2. Heinz Flück, 3. Anna Engeler, Myriam Frey Schär, 
Barbara Wyss Flück, Simone Wyss Send (6) 


